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WIENERGEMEINDERAT .
Sitzungvom3 .Februar1928

BürgermeisterSeitzeröffnetumfünfUhrdieSitzung.DieGe.
meinderäteKunschakundKollegenhabeneinenDringlichkeitsantragein-¬
gebracht ,der sich mitdenvonder WienerBaustoffe . G.betriebenen
Sandgrubenbefasst .Es wirdin diesemAntragdarauf verwiesen ,dass ,als

die Betrügereiendes DavidHaasaufgedecktwordenwaren ,die indiesem
Sandgrubenbeschäftigten AngestelltenohneKündigungentlas-¬
senwurden.ZehnvondiesenAngestelltenhabeninderMeinung,dassHaas
nurGeschäftsführerderBaustoffe. G.gewesenseiundsieimDienst
der Gesellschaftgestandenhaben ,die BaustoffeA ,G .beimGewerbege-¬
richt auf Kündigungsentschädigung ,Urlaubsgeld ,RemunerationundBezah- ¬

lungvonUeberstundenin derGesamthöhevon2h204• 50Schillinggeklagt
SiewurdenjedochmitihremKlagebegehrenabgewiesen,weilsievonDavid

selbst - ¬Haasaufgenommenunddieserals ständigerUnternehmerangesehen
wurde .DerDrimglichkeitsantzægverweistnundanauf ,dassdieseAngestell.
tenausdenUmständen,unterdenenihreAufnahmeerfolgtwar ,weiters
ausderTatsache,dassdemHaasdieAuslagefürdenFersonalaufwandvon
der Baustoffe . G.vorgestreckt under zumTeil ein Fixmm ,zumTeilein

EntgeltnachdengewonnenenSandmengenerhielt ,indemgutenGlauben
gewesensein ,dassHaaskeinselbstständigerUnternehmersondernledig-¬
licheinAngestellterderBaustoffeA .G .gewesenist .Ueberdieshatmit
zweivondenKlägernnachdemgerichtlichenUrteilnichtHaasüber
die Anstellungsbedingungen verhandelt ,sondern ein städtischer Baurat .

VondiesemOrgankonntendieKlägersicherlichnichtannehmen,dasses
Angestellter des Haas gewesen ist ,sie mussten vielmehr in ihm nureinen

BeauftragtenderGesellschaft,derenAktiensichnahezuausschliesslich
imBesitzderGemeindebefinden,erblicken.WennauchdieBaustoffe. G.
nachdemgerichtlichenUrteil zueinerEntschädigungnichtverpflich-¬
tet ist,soist siedochbeidieserSachlagemoralischgebunden,dendurch
die EntlassungnotleidendgewordenenAngestelltenzuhelfen .DerDring-¬
lichkeitsantragverlangtdeshalb ,dassdie in denSandgrubenderWiener
Baustoffe. G.beschäftigtgewesenenzehnAngestellten ,weilsieimguten
Glaubengewesensein mussten ,im Dienst der Gesellschaft gestandenzu

sein ,ihreKlageansprüchebefriedigtwrhalten.DieVertreterderGemeinde
Wien im Verwaltungsrat der Baustoffe . G .werden beauftragt,eine solche

EntscheidungdesVerwaltungsratesherbeizuführen.
DenBestimmungender Geschäftsordnungentsprechend ,wirdder

AntragamSchlussderSitzungverhandeltwerden.
ZunächstwerdenohneDebattemehrereAnträge ,die eineAhän- ¬

derungderMarktgebührenaufdemPferdemarkt,die ErwerbungeinerLie-¬
genschaftan der Schanzstrasse,dieAbänderungderGeneralregulierungs-¬
undderGeneralbaulinienplänefür dasGebietanderHimmelstrasseöst- ¬
lich der Erholungsstätte für Lungenkrankein Döbling und für dasGebiet
südöstlichdes Meidlinger Friedhofes zwischen der Wienerberg - ,UnderMeid- ¬

linger - undder Triesterstrasse nächst der SpinnerinamKreuzinFavori-¬
ten undMeidlingbetreffen ,angenommen.OhneDebattewerdenweitersdie

BaubewilligungenfürdenWohnhausbauinderCervantesgasseundfürden
Wohnhausbauin derMeiselstrasseerteilt .DerWasserlieferungsvertrag
mitder GemeindeNeulengbachwirdebenfallsohneDebattegenehmigt.

StadtratLinderberichtetsodannüberdieErweiterungdesKlein-¬
gartenteilgebielesamAlsrückeninHernals.

BR.Pfeiffer( E.. )stelltandenReferentendieAnfrage,wannder
BauderStrasseauf demSchafbergin Angriffgenommenwerdenwird .

In seinemSchlussworterwidert Stadtrat Linder auf dieAnfrage
desGemeinderatesPfeiffer ,dassdieZeitderInangriffnahmedesStras-¬
senbauesaufdemSchafbergnochnichtfeststeht.

DerAntragwirdsodannangenommen.
VizebürgermeisterEmmerlingberichtetüberdieAusgabeder"Vier

Tagein Wien"Netzkarte .DieKartekostet fünf Schilling undgilt vier
TageaufallenLinienderStrassenbahnundStadtbahninnerhalbdesTarif-¬
gebietesI einschliesslichderSonderfahrpreisstreckezumFreudenauen

Rennplatz.
GR.Panosch( E. . )wünscht,dassdieDirektionderstädtischen

Strassenbahnen ermächtigt werden soll ,solche Strassenbahnnetzkarten

fürFremdeauchfüreinelängereDaueralsfürvierTagenurauszu¬
geben .Er verweist dann auf verschiedene MängelimStrassenbahnverkehe

dieimInteressedesFremdenverkehrsunbedingtabgestelltgehören.Die
StrassenbahnfenstersindzuvielmitReklamplakatenverklebt ,dieWagen
selbstsindsehrschmutzig,dieAuskunftserteilungdurchdieSchaffnen
lässt ebenfalls sehr viel zu wünschanübrig und die Adjustierungdes

Fahrpersonals ,insbesondereder Schaffnerist auchnicht immerinOrd¬
nung .DieseMängelabzustellen ,wäresehrnotwendig.( BeifallbeiderEL

GR.Körberwünscht,dassdievielenBesucherderPraterauen,
diedieStrassenbahnzumLusthausbenützenmüssen,vonderBezahlung

deserhöhtenFahrpreisesausgencmmenwerden.
In seinem Schlusswort stommt Vizebürgermeister Emmerlingden

AnregungendesGemeinderatesPanoschzu .BezüglichdesWunschesdes
GemeinderatesKörbererklärt der Referent ,dass bei der letztenTarif -¬

regelungder Wunschdes GemeinderatesKörberschonerfüllt wurde .An
einemSonntagwirddererhöhteFahrpreisaufderStreckezumLusthaus
überhauptnicht eingehobenundan Renntagennur von12 Uhrbis 16Uhr .

DerAntragwirdsodannangenommen.
GR.Stein( soz .dem, )ersuchtumGenehmigungeinesSachkredites

von6,636 . 000Schilling für denAusbauder Leitungsnetzederstrdti¬
schen Elektrizitätswerke und der öffentlichen Beleuchtung .

GR.Zimmerl( . . )erklärt ,dassfürdieöffentlicheBeleuch-¬
tung nochimmerdie Gaswerkeaufkommenmüssen .Es wärediehächste
Zeit ,dassdieFragederöffentlichenBeleuchtungendlicheinmaldurch
einen Gemeinderatsbeschluss geregelt würde .Ebenso wäre es auchhöchste
Zeit ,die Bilanzen der drei grossen städtischen Unternehmungenvorzu¬

legen .DieSteuerbemessungist füreineBilanzierungkeinHindernis.
Er bemängelt ,dass die AnschaffungenvonSchreibmaschinen ,Liniealen
undBleistiften ,HasogarvonSpucknäpfen(GemeinderatKunschak:Klosett¬
bürsten )aufdieDollaranleiheverwiesenwerden.( GR,Gschladt :Derreine
Schwindel!)DassindBestellungen,diejederGreislermacht.Ichrichte
andenHerrnStadtratdendringendenAppell ,in derVerwendungderDol-¬
laranleiheendlicheinmalOrdnungzumachen( Beifallbeider . . ) .

VizebürgermeisterEmmerlingerwidertausführlichauf dieBes
schwerdendesGemeinderatesZimmerl,wobeier erklärt ,dasszumBeispiel
das städtische Elektrizitätswerk die letzte Steuervorschreibungvom
Jahre1914hat .DieVerhandlungenwegenderSteuerbemessungsindnoch
nichtabgeschlossenunddeswegenkönnenauchnochkeineBilanzener¬
stellt werden .DieFrageder elektrischenBeleuchtungist insoweitdie Artschongeregelt,dassdiezuständigenGemeinderatsausschüsseschon/fest
gelegthaben,wieinderFragederStrassenbeleuchtungvorzugehenist

NacheinemkurzenSchluswortdesReferentenwirdderAntrag
angenommen.



ZweiterBogen
GR .Schneider( soz ,dem. ) berichtetüberdenNeubauvonRegen- ¬

wasserkanälenin derAltmannsdorferstrassesowiein derBiedermann-¬
und in der Sagedergasse mit einemKostererfordernis von 76 . 000Schillin

GR.Müller( E. . )bemerkthiezudieBeiträgefürdieRegen-¬
wassetkanälen im XII .Bezirk hätten solange wenig Sinn ,als der Liesing

talkanal nicht hergestellt wird .Dieser Kanalkönnte in zweiJahren
fertig sein ,wenndie GemeindeWienzwanzigProzentder Beiträge ,wie
esderGemeinderatbeschlossenhat ,leistenwürdeDain derBudgetde-¬
batte die StadträteBreitnerundRichterüberdiese FragekeineAuf-¬
klärung gegeben haben ,verlangt der Redner Aufklärung von demjetzigen
Referenten Schneider .Er führt sodann Beschwerdedarüber dass bei dem

letzten Schneefall auf demMarschalplatzSchneestockhochabgelagert
wurde ,obwohldort keinAbflussist .Beider SchmelzedesSchnessstand

derganzePlatzunterWasserunddasWassergingbiszurKirchentüreDas
ist einSkandal ,dersichnichtwiederholendarf .

GR .SGhneidererinnert daran ,dass mit demBaudesLiesingtal-¬
kanals begonnenwurde ,dass aber die eine GemeindeKaltenleutgebenaus

demVertragausspringenwill ,währenddie andereGemeindeKalksburg
die

Beiträgen ,die sie anlässlich des ersten Kanalbaueszuleis - ¬
ten schuldigist .Es habenUnterhandlungenin der Sachestattgefunden
unddie Gemeindesteht auf demStandpunkt ,dassein Beitragvonzwanzig

Ptozentnichtnotwendigsei ,dassvielmehrzehnProzentvollständig
ausmeichen.

GR,Müller: EsliegtabereinGemeinderatsbeschlussaufzwanzig
Prozentvor !DenmüssenSieerstaufheben!

GRSchneiderersuchtumAnnahmeseinesAntrages.
DerReferentenantragwirdangenommen.
Damit ist die Tagesordnungerledig
EswirdindieVerhandlungdesDringlichkeitsantragesKunschak

undKollegeneingegangon.
GR .Kunschak( E . . )bemerktin BegründungderDringlich

keit des Antrages ,es handelt sich hier umeinen Gegenstand ,derzur
LiquidationsmassedergewesenanVerwaltungsgruppeVgehört.EineReihe
vonArbeiternundAngestelltensindin schwersterWeisewirtschaftlich
geschädigt und umdie ihnen durch die sozialpolitische Gesetzgebung
zugestandenenRechteglattbetrogenworden.Derunmittelbardaran
SchuldtragendeHaasist derzeitinstrafgerichtlicherUntersuchung.Der
durchdenProzessgegenHaasäufgedeckteZustand ,dersichbeider
Baustoffe. G.einemUnternehmenderGemeindeWieneingeschlichenhat ,
ist ein ganzungeheuerlicher .Wirnehmenan ,dass die Wehrheitunddie
massgebendenFaktorender GemeindevondiesenZuständenebensowenig
Kenntnishatten ,wievonallen anderen ,wasimZugeder Liquidationder
früheren Verwaltungsgruppe V an den Tag gekommenist ,und wirnehmen

und 1 diemassgebendenFaktotenderGemein¬auch an ,dass dieMehrheit
de wie bei anderenFragenauch bed dieser den Willenhabenwerden ,
raschestensnachdenRechtenzu sehenundOrdnungzu machenDieTat-¬
sachedassdieAngestelltendesUnternehmensbrotlosgewordensind ,
sei GrundgehugfürdieDringlichkeitdesAntrages(LebhafterBeifall
beiderNehrheit),

DemAntrag wird die Dringlichkeit zuerkannt .
Zur Sache selbst bemerktGemeinderatKunschak ,die Dinge ,die

in diesemProzessandasLichtderOeffentlichkeitgekommensind ,müs-¬
senalsSkandalbezeichnetwerden,BekanntlichdieBaustoffeA.G.ihren
Betriebauf die Gewinnung von Bausand erweitert und zu diesem Zweckdie

Bewilligung erworben auf demAreale ,dass seinerzeit für denZentralran - ¬
gieroahnhof bestimmt war ,Sand zu gewinnen Dagegen ist nichts einzu¬

wende ,AberdieGesellschafthatplötzlichgefunden ,dassdiedieFä-¬
higkeitoderNeigungnichtbesitzt ,diesenBetriebselbstständigzufüh-

renundhatdenHaas ,einenManndernichtsseinEigentumnannte ,als
daswaser amLeibgetragenhat undseineleere Brieftasche ,inganz
eigenerFormmitderBetriebsführungbetraut .Manhatmitihmeinen
Vertragabgeschlossen ,dendasGewerbegerichtalseinenVertzagsui
generasbezeichnet ,als einenganzeigenartigenVertrag ,auf denalle
UsancendesRechts-undkaufmännischenLebensnichtzutreffen.Nachdem
Vertraghatte HaasaufdemGeländedengesamtenSandfreizumachenund
ihn andie Baustoffe . G.ohnejedenGewinnundohnejedeBezahlung
für die Sandmengenabzugeben,Eswurdevereinbart ,dasser einFixum
von fünf Millionen im Monatund ausserdemfür jeden Kuhikmetergewon¬
nenenSandeinePrämievondreiGroschenzubekommenhat ,wasdieVor¬
aussetzungzueinemganzrespektablenEinkommenist .DafürhatteHaas
dasVerhältnismitdenArbeiternherzustellen .Eswurdemitihmverein-¬
barf ,dass ihm gegen Vorlage der Lohnlisten di LohnsummeimVoraus

ausbezahltwird.DieSteuernfürihnundfürdieAngestelltenunddie
Beiträgefür die Angestelltenwurdenvonder Bastoffegeleistet .Der

MannwaralsoeinUnternehmer,dernichtsandereszutunhatte ,alsdie
fünfMillioneneinzusteckanundin seinemeigenenInteressefürdie
GewinnungfürmöglichtvielSandzusorgen.Erist sozueinerSchma¬
rotzerexistenzgekommen(LebhafteZustimmungbeiderMinderheit),
BersonderbareVertragmit ihmberechtigtzu sagen ,dasses sichnur
darumgehandelthat ,demHaasgefälligzusein .DerHaashat dassehr
schlechtgelohnt ,denner hatdenSand ,auchanderweitigveräussert ,sich
abervonderGemeindenichtnurdasFåxumsondernauchdiePrämiefür
danSandzahlenlasseh ,dener anderweitigverkaufthatte( Hört !Hört
bei derMinderheit )DieVerwaltungskunstder Baustoffe . G.kann
sichsehenlassen .Mansagenicht ,dassimVerwaltungsratderGesell-¬

schafteinVertreterderChristlichsozialensitzt .DenndiesesVerwal-¬
tungsratsmitgliedhatkeinenEinblickindiewirklicheGebarungdesGe-¬
schäftesbekommen.DievorgelegtenBerichtehabendentatsächlichen
Verhältnissennichtentsprochen( Hört! Gört!bei derMinderheita) ,sodass
auchdiesozialdemokratischenMitgliederdesVerwaltungsratesdieVer¬
antwortungablehnenkönnen ,BeidieserVerwaltungspraxiswirdüberhaupt
ernstlichgeprüftwerdenmässen ,obes nocheinenSinnhat insolche
GeschäfteeinenChristlichsozialenhineinzunehmen.P

MitderVerhaftungdesHaaswurdendieAngestell
postenlos ,sie hattenkeineKündigung,keineAbfertigung ,keinUrlaubge
Dadie Baustoffe . G.infolgedesAktienbesitzesder GemeindeWien
unterstelltist ,handeltessichin EirklichkeitumdieGemeindeWien.
Wasist dasfür einSystemgegenüberArbeiternundAngestellten ,desgen
sichdadieBaustoffeA .G .bedienthat .Dassindnichtexsessivekapi¬
talistischeBestrebungen,sonderndasist dasSystemderAbruzzenmeral
( Zustimmungbei der Minderheit ) .Durchdas EinschiebeneinesStrohmenne

vonder wirtschaftlichenArtdesHerrnHasszwischenAreitgeberund
Arbeitnehmerwurdeeigentlich in letzter Konsequenzdiesozialpolig
Gesetzgebungfür die Angestelltenvöllig ausgesdhaltet ,Manstelle
sich vor ,dass ein privatkapitalistischer Unternehmeran diesemSyte
Gefallenfindet undsich durcheinen StrohmannjederVerpflichtung
auf Kündigung ,Urlaubsgeld und Abfertigung entzieht

Aufdies e Weisekanndie soziale Gesetzgebungvollstan¬
dig ad absurdumgeführt werden . Esist erfreulich für dieprivaten
Unternehmer,dasssie auf diese Ideenochnicht gekommensind . Das
Gerichthat mühsambegründet ,dassder RechtsanspruchderAngestell
ten gegendie Baustoffe . . nichtbestehe .In diesemGerichtsver¬

fahren ist die Merkwürdigkeitzu verzeichnen gewesen ,dass derAn¬
geklagtealsHauptzeugeaufgetretenist . EineTatsache,dieinder
Rechtssprechungganzeinzigartigdasteht .DieAngestelltensindwohlnichtnachdemBuchstabendesGesetzes,abernachdemGeist



DritterBogen.desGesetzesumihregesetzlichniedergelegtenRechtebetrogenwor
den .( RufebeiderMinderheit:Sehrrichtig !)

Gewiss,derGemeinderatist unmittelbarandieserSachenich
beteiligt . DerGemeinderatmussaberauchdenGeistderGesetzge¬
bungerfassenundseinemoralischeVerpflichtungerfüllen ,wenn
auchdieBaustoffe. . vonihrergesetzlichenVerpflichtungbefret
wurde.Wirnhoffen,dassderGemeinderatdurchseinenBeschlussdie¬
senSkandalausderWeltszhaffenwirdunddassdieseSchandege¬
tilgt wird .( LebhafterBeifall bei derMinderheit) .

StadtratBreitnererwidert ,dasshierabsolutnicht
voneinerLiquidationsmassederGruppefürtechnischeAngele¬

genheitengesprochenwerdenkann .Esmussfestgestelltwerden,dass
dieBaustoffe. . selbständigist . SiewirdvoneinemVerwaltungs¬
rat geleitet ,der ausVertreternder GemeinderatsmehrheitundMin¬
derheitbesteht . Esist jetzt sehrbequemzusagen ,dassderVer¬
treter der MinderheitkeineVerantwortungzu tragenhat .Wennihm
falscheBerichtevorgelegtwordenwären ,dannhätte er dagegenStel
lung nehmenmüssenund auch i mGemeinderatberichten können .Der

VertreterderMinderheitwaraberinderSitzung,inderderFall
Haasverhandeltwurde,garnichtanwesend.DieGeschäftederBau¬
stoffe . . hatderVerwaltungsratzuführen ,derauchdievolle
Verantwortungzutragenhat .Festgestelltwerdenmuss,dassvorder
Anstellung des Haasvon einer ersten WienerGrossbanküberden
MannErkundigungeneingeholtwordensind ,dievollkommengünstig
lauteten .AusderAnstellungdiesesManneskannalsodemVerwal¬
tungsrat kein Vorwurfgemachtwerden ,ebensonicht ,darsus ,
dassHaassichspäteralsunanständigerwiesenhat .Akkordanten¬
verträgesind bei der Sandgewnnungallgemeinüblich .DasGericht
hatdieseFragegründlichbehandeltundauchdieBehauptungvon
denScheinverträgenernstlichgeprüft.WennmandasUrteilliest ,
kannvoneinermühsamenBegründungkeineRedesein.

EshandeltsichhierumeineAktiengesellschaft,in derdie
GemeindeihreVertreterhat .DieseVertretersinddazuberufenim
SinnederBestimmungenderStatutendievolleVerantwortungzu
tragen.AuchderVertreterderMinderheitmüisstesichdagegenver¬
wahren,vonderGemeinderatssitzungeinenAuftragzubekommen.Die
VertreterderGemeindewerdendieseAngelegenheitimVerwaltungs¬
rat zuprüfenhaben .Siewerdenzuprüfenhabenobes sichnurum
zehnLeutehandeltoderummehrundobdie Baustoffe. . finan¬
ziellestarkgenugist umdieseAusgabetragenzukönnen.Niemand
wünscht,dassdieAngestelltengeschädigtwerden,aberdieseFrage
mussdemVerwaltungsratzurLösungübertragenwerden,dergewiss
in loyalerundvernünftigerWeise bemühtseinwird
Dasist dereinzigeWeg.(LebhafterBeifall).denSchlussatzderBegründungStR .Kunschak( . . )liest

desUrteilesdesGewerbegerichtesvor ,ausdemhervorgeht,dassdasGe-¬
werbegerichtnurfestzustellenhatte,obzwischenderBaustoffe. G.
unddenAngestelltenundArbeiterneinDienstverhältnisbestandenhat .

UeberdieFragederSittenwidrigkeitundderZessionanHaashattedas

ST.R.Breitnererklärt,dassbezüglichderimGemeinde-¬
ratsausschussVabgegebenenHaftungserklärungderSachverhaltgeprüft
werde„ Erstelltfest ,dassernichtgesagthabe,dieVerwaltungs-¬
rätekönnennachihremeigenenWillenhandeln.Esistselbstverständlich
RasssichdieVerwaltungsräteandieIntensionenderGemeindehalten
müssen,BezüglichdesVertragesmitHaaserklärtStadtratBreitner,
dassderVertraginderVerwaltungsratssitzungam9 .Aprileingehendberatenwurde.
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Wien,amFreitag,den3.Februar1928(DritteAusgabe)
DasKonzessionsansuchenfürdasRonachertheaterabgewiesen.DerWiener
StadtsenathatheutedasAnsuchendesLeoSingerumeineKonzession
zurWiedereröffnungdesRonachertheaterabgewiesen.Massgebendfürdiesen
BeschlusswarinsbesonderederentschiedeneEinspruchdesVerbandesder
Theaterdirektoren,derdaraufhinwies,dassdiewirtschaftlicheNotlage
dermeistenTheaterunternehmungenWiensbekanntsei ,dassalljährlich
eineAnzahlvonTheaterunternehmungenzusammenbrecheunddassdaherbei
einerneuerlichenKonkurrenzweitereZusammenbrüchezugewärtigenseien.
DadurchwürdevielleichteinegrössereZahlAngestellterbrotlos ,als
durchdaswahrscheinlichnurvorübergehendneueRonacherunternehmen
Verdienstfände.BestimmendwarfürdenBeschlussauch,dassindenletz-¬
tenJahreswiederkoltVersuchezurWiederbelebungdesRonachertheaters
gemachtwurden ,dieaberalle gescheitertsind .DurchdieWiedereröffnung
desCarltheatersundderNeuenWienerBühneist derohnediessehrbe¬
xchränkteBesucherkreiswiederaufmehrVergnügungsstättenverteilt,so
dassderBefürchtungderTheaterdirektorenhinsichtlichdesZusammen¬.
bruchesbestehenderTheaterunternehmungen ,wodurcheinegrosseZahl
vonAngestelltenbpotloswürde,dieBerechtigungnichtabzusprechenist .
DiesemBedenkensozialerNaturmusstebeiderBeurteilungmehrGewicht
beigemessenwerden,alsdervomStadtsenatbeiseinenEntscheidungen
sonststetshochgehaltenenFreiheitaufdemGebietderKunstbetätigung.

AufdieTatsache,dassderKonzessionswerberbereitsVer¬
trägeabgeschlossenundbedeutendeAusgabengemachthat,konntenicht
Rücksichtgnommenwerden,zumalderMagistrat,obwohlerhiezuselbst-
verständlichnichtverpflichtetgewesenwäre,amTagealsdrvondem
ProjektKenntniserhaltenhat ,demKonzessionswerberdurchdiePolizei-¬
direktionmitteilenliess ,dassessehrfraglichsei ,oberdieKonzes-¬
sionerhaltenwerdeunddasser infolgedesseninsbesonderekeine
Verträgeschliessensoll.

MitRücksichtaufdieversxhiedenenBlättermeldungen,die
voneinemVerbotdesGastspielesderFrauBakersprechen,wirdausdrück

vollkommen
Gerichtnichtzuurteilen .Darüberzuurteilenist derGemeinderatver-¬
pflichtetundzwarnachdemGesetzederehrlichenMoralgegenüberwehr-¬lichfestgestellt ,dassesderLandesregierungdelbstverständlichfern
losenArbeiternundAngestellten( BeifallbeiderMinderheit), liegt,einsolchesVerbotzuerlassenunddasssie- selbstwennsie

EinzelneGaleriebesucherstimmenin denBeifallderOpposi -wollte - ,nachdenbestehendenGesetzenundNormengarkeineMöglichkei
ST. R.Kunschak:StadtratBreitnefhatdenGemeinderatdazuhätte,derFrauBakerederirgendeinemKünstlerzuverbieten,tion mitein .

inWienaufzutreten.DieLandesregierunghattenurdieFragezuent-¬
scheiden,obdemKonzessionswerberSingereineTheaterkonzessionzuwr-

nichtalszuständigerklärt. Erhatgesagt,dassdieVerwaltungsräte
keineWeisungenvonderGemeindezuerhaltenhaben .Soliegenaberdie
Dingenicht .DieVerwaltungsrätesind Delegierteder Gemeinde ,siehaben

leihensei .FrauBakerstehtesvollkommenfreiinjedemnachdengeltennichtihreneigenenWillensonderndenWillendesGemeinderatesdurch-¬denVorschiiftenbestehendenWienerTheateroderEtablissementaufzu-¬zurühren.Dasist auchdieüblichePraxis ,dennichweiss ,dasssichVer-¬treten .
waltungsräteimRathausWeisungeneinholen.Ichkündigenunan ,dassder
Verwaltungsratvonunsbeauftragtwird ,dassdieBaustoffeA,G .die
RechtsansprüchederAngestelltenzuerfüllenhat .(Beifallbeider. . )
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